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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie 


1 . Abgeordneter 
Werner 
Lensing 

(CDU/CSU) 


Ist die Trennung der Zuständigkeiten für die Auf- 
stiegsfortbildungsförderung innerhalb der Bundesre- 
gierung der primäre Grund dafür, dass die notwen- 
dige und seit einem Jahr überfällige Reform des so 
genannten „Meister-BAföG“ ausbleibt? 


2. Abgeordneter 

Werner 

Lensing 

(CDU/CSU) 


Stimmt es, dass die Bundesregierung beabsichtigt, 
eine Reform des Aufstiegsfortbildungsförderungs- 
gesetzes (AFBG) erst im November 2001 in Kraft 
treten zu lassen (Handelsblatt vom 27. November 
2000 )? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


3. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Zielsetzung untersucht die Bundesregie- 
rung derzeit die drei Trassenvariationen einer gegen- 
über der Hansestadt Hamburg westlichen Elb-Que- 
rung der A 20 und welchen Zeithorizont für die Fer- 
tigstellung hat die Bundesregierung geplant? 


4. Abgeordneter 
Georg 
Girisch 

(CDU/CSU) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung im Bereich 
Ostbayern ihren Verpflichtungen für die Schienen- 
infrastruktur und den Schienenpersonenfernverkehr 
nach Artikel 87e Grundgesetz nachzukommen, so 
dass eine Abkoppelung einer Region mit über 3 Mil- 
lionen Bundesbürgern vom Schienenfernverkehr 
ausgeschlossen werden kann? 


5. Abgeordneter 
Georg 
Girisch 

(CDU/CSU) 


Wie sehen die konkreten Planungen der Bundesre- 
gierung (nach Haushaltsjahren und Teilstücken auf- 
geschlüsselt) für die Fertigstellung der Bundesauto- 
bahn A 6 zwischen Amberg/Ost und Waidhaus aus, 
damit die Finanzierung des von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder am 18. Dezember 2000 in Wei- 
den zugesagten Lückenschlusses bis zu den Jahren 
2008/2009 gewährleistet werden kann? 
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6. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Ist der Austausch von Rotor und Maschinenhaus an 
einer installierten Windkraftanlage baurechtlich ge- 
nehmigungspflichtig? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzleramtes 


7. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Welche Beträge hat die Bundesregierung seit Amts- 
antritt im Oktober 1998 für Anzeigenwerbung in 
Zeitungen und Zeitschriften, aufgeschlüsselt nach 
Ressorts, aufgewendet? 


8. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war dabei der Anteil der Aufwendungen, 
der für Anzeigen in Medien, an denen die Deutsche 
Druck- und Verlagsgesellschaft mbH (DDVG) min- 
destens 10 % Eigentumsanteil hält oder eine sonstige 
wirtschaftliche Beteiligung der SPD mittelbar oder- 
unmittelbar besteht? 


9. Abgeordneter 
Uwe 
Hiksch 
(PDS) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, 
dass der Leiter ihres Presse- und Informationsamtes, 
Staatssekretär Uwe-Karsten Heye, in der Fragestun- 
de des Deutschen Bundestages am 17. Mai 2000, 
Plenarprotokoll 14/104, Seite 9743 D, auf meine 
Nachfrage, ob zwischen dem Theaterstück „Glatzer 
oder der hektische Stillstand“ bzw. den damit ver- 
bundenen Veröffentlichungen und der Versetzung 
des Verfassers, sowie ehemaligen Mitarbeiters und 
früheren Abgeordneten ein Zusammenhang bestehe. 
Folgendes ausführte: „Das kann ich mitnichten be- 
stätigen, weil hier kein innerer und sachlicher Zu- 
sammenhang besteht.“, obwohl die Anwälte des 
Presse- und Informationsamtes vor dem Verwal- 
tungsgericht keine anderen Argumente vorgetragen 
haben? 


10. Abgeordneter 
Uwe 
Hiksch 

(PDS) 


Mit welcher Begründung hat die Chefredaktion des 
„Stern“ sich geweigert, den Leserbrief von Staats- 
sekretär Uwe-Karsten Heye abzudrucken, der sich 
auf den Artikel vom 25. Mai 2000 (Überschrift 
„Schwindelanfall“) bezog, in dem der „stern“ be- 
hauptete, dass der Staatssekretär zum Fall des Thea- 
terstückes „Glatzer oder der hektische Stillstand“ 
vor dem Parlament auf meine Fragen „forsch gelo- 
gen“ hätte? 
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11. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass sich der heutige Bundeskanz- 
ler Gerhard Schröder (SPD), wie der „Focus“ in sei- 
ner Ausgabe Nr. 50/2000 vom 11. Dezember 2000 
berichtet, in den 80er Jahren mit dem Führungsoffi- 
zier des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR F. K. getroffen haben soll, und falls ja, wel- 
cher Art waren diese Kontakte? 


12. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Was hat Bundeskanzler Gerhard Schröder ange- 
sichts der jüngsten Pressemeldungen (vgl. Stern vom 
4. Januar 2001) über die linksextreme Vergangen- 
heit des Bundesministers des Auswärtigen und Stell- 
vertreters des Bundeskanzlers, Joseph Fischer, un- 
ternommen, um die Vorwürfe ebenso „vollständig 
und rückhaltslos“ aufzuklären wie Bundeskanzler 
Gerhard Schröder dies im Fall des umstrittenen Ein- 
satzes von uranhaltiger Munition auf dem Balkan 
fordert (Handelsblatt vom 9. Januar 2001)?*) 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


13. Abgeordneter 
Volker 
Kauder 

(CDU/CSU) 


In welcher konkreten Art und Weise war der Bun- 
desminister des Auswärtigen und Stellvertreter des 
Bundeskanzlers, Joseph Fischer, an der Vorberei- 
tung und Ausführung einer militanten Demonstrati- 
on am 10. Mai 1976 in Frankfurt am Main beteiligt, 
bei der ein gezielt geworfener Brandsatz den Polizei- 
beamten J. W. in seinem Einsatzfahrzeug am Ross- 
markt entflammte, und trifft es zu, dass der Bundes- 
minister des Auswärtigen, Joseph Fischer, sich am 
Vorabend dieser „Schlacht“ für den Einsatz von 
Brandsätzen ausgesprochen hat (vgl. DER SPIE- 
GEL vom 8. Januar 2001)? 


14. Abgeordneter 
Volker 
Kauder 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, hatte der Bundesminister des Auswärti- 
gen, Joseph Fischer, positive Kenntnis - z. B. durch 
seine Leitung des „Strategietreffens“ am Vorabend 
der Demonstration -, dass andere Teilnehmer im 
Vorfeld Brandsätze hergestellt und zum gezielten 
Werfen auf Polizeibeamte aufgerufen haben? 


! ) siehe hierzu auch Frage 25 
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15. Abgeordneter 

Hans-Otto 

Wilhelm 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Hans-Otto 

Wilhelm 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 
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Gehörte der Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, zu den zwölf Mitgliedern des „Re- 
volutionären Kampfes (RK)“ und der „Putzgrup- 
pe“, die am frühen Morgen des 14. Mai 1976 im 
Rahmen polizeilicher Ermittlungen wegen „Mord- 
versuchs“ an einem Polizeibeamten festgenommen 
und dabei mit gebrauchsfertigen Brandsätzen, „Mo- 
lotowcocktaüs“, angetroffen wurden (vgl. DER 
SPIEGEL vom 8. Januar 2001)? 


Gehörte der Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, zu den fünf am 14. Mai 1976 Fest- 
genommenen, die von den Ermittlungsbehörden als 
besonders schwer belastet bezeichnet wurden und 
am 17. Mai 1976 freikamen (vgl. DER SPIEGEL 
vom 8. Januar 2001)? 


Trifft die folgende Darstellung des Strategietreffens 
unter Leitung des Bundesministers des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, vom 9. Mai 1976 in dem Buch „Wir 
sind die Wahnsinnigen“ von Christian Schmidt zu: 

„Viele Kämpfer waren (. . .) äußerst aufgebracht. 
Eine Mehrheit trat dafür ein, der Polizei eine 
Schlacht zu liefern, die diese nicht vergessen würde. 
Auch der Einsatz von „Mollis“ wurde heftig gefor- 
dert. Dagegen hielten nur wenige bedächtige Genos- 
sen. Sie warnten eindringlich, dass die Brandsätze, 
in die Menschenmengen der Innenstadt geworfen, 
Fürchterliches anrichten könnten. Vergeblich. 
Schließlich gab es nur noch eine Person im ganzen 
Saal, die das absehbare Desaster hätte abwenden 
können: der Mann, der die Diskussion leitete, Ge- 
nosse Joschka Fischer persönlich. Doch der zeigte 
sich wenig besonnen und setzte sich selbst für die 
Wunderwaffe ein, mit der man vor dem spanischen 
Generalkonsulat einen historischen Sieg erzielt 
hatte“? 


Wenn der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, sich nicht aktiv für den Einsatz von „Mol- 
lis“ ausgesprochen hat, trifft dann die Information 
zu, er habe den Heißspornen aber auch nicht wider- 
sprochen und das Treffen militanter Kreise am Vor- 
abend der Demonstration mit einem lapidaren 
„Dann sei es drum“ beendet (vgl. DER SPIEGEL 
vom 8. Januar 2001)? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 14/5065 


19. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Werner 

Siemann 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Werner 
Siemann 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Wie oft war der Bundesminister des Auswärtigen 
und Vizekanzler, Joseph Fischer, in einer Gefäng- 
niszelle eingesperrt, dass er heute behaupten kann, 
sich an die Vorkommnisse am 9./10. Mai 1976 nicht 
mehr erinnern zu können, an dem Ulrike Meinhof 
tot in ihrer Zelle lag, ein Schock durch die Sympa- 
thiesantenszene der Terroristen ging, noch am glei- 
chen Tag Joseph Fischer zu einer Demonstration 
und zum Einsatz von Brandsätzen aufrief, bei dieser 
Demonstration ein Polizist durch einen Molo- 
towcocktail lebensgefährlich verletzt und Joseph 
Fischer für zwei Tage von der Polizei eingesperrt 
wurde (vgl. Fischer-Biografie von Christian 
Schmidt: „Wir sind die Wahnsinnigen: Joschka Fi- 
scher und seine Frankfurter Gang“, DIE WELT 
vom 8. Januar 2001, sowie Süddeutsche Zeitung 
vom 24. November 2000)?*) 


Ist der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, bereit, eine „moralische Mitverantwortung“ 
für das bis heute andauernde Leid des am 10. Mai 
1976 schwerst brandverletzten Polizeibeamten J. W. 
mit zu tragen? 


Wird der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, jetzt Beiträge zur Aufklärung des Verbre- 
chens an dem Polizeibeamten J. W. leisten, und 
wenn nein, warum nicht? 


Trifft es zu, dass der Bundesminister des Auswärti- 
gen, Joseph Fischer, vor der Tat am 10. Mai 1976 
Brandsätze als „Wunderwaffe“ gepriesen hat, und 
wenn ja, war diese Äußerung motiviert durch den 
vermeintlichen „Erfolg“ beim Sturm auf das Spani- 
sche Generalkonsulat in Frankfurt vom September 
1975, als gezählte 45 Brandsätze in 15 Minuten ge- 
worfen wurden (vgl. Christian Schmidt: „Wir sind 
die Wahnsinnigen“)?**) 


Hält der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, nach der nunmehr vollständigen Veröffent- 
lichung einer Fotodokumentation über einen Poli- 
zeieinsatz in Frankfurt 1973 an seiner Aussage fest, 
den nach gezielten Faustschlägen am Boden liegen- 
den, offensichtlich wehrlosen Polizisten R. M. nicht 


*) siehe hierzu auch Frage 36 
**) siehe hierzu auch Frage 28 
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mit Füßen getreten zu haben oder sollen nur die 
anderen vier Tatbeteiligten zugetreten haben (vgl. 
DER TAGESSPIEGEL vom 5. Januar 2001)? 


24. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Wie will sich der Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, in Zukunft glaubwürdig für einen 
„Aufstand der Anständigen gegen rechtsextremisti- 
sche Gewalt“ einsetzen vor dem Hintergrund der 
veröffentlichten Fotos, die ihn als Gewalttäter iden- 
tifizieren und den Betrachter an ähnliche Bilder von 
der Fußball-WM 1998 in Frankreich erinnern, als 
deutsche Fußball-Hooligans am 2 1 . Juni auf den Po- 
lizisten D. N. einprügelten und diesen fast erschlu- 
gen? 


25. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hält die Bundesregierung die Aussage des 
Bundesministers des Auswärtigen und Stellvertre- 
ters des Bundeskanzlers, Joseph Fischer: „Den be- 
waffneten Kampf habe ich immer abgelehnt und 
heftig politisch bekämpft“ für vereinbar mit seiner 
Aussage: „Wir haben Steine geworfen“ (stern vom 
4. Januar 2001)?*) 


26. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Für welche europäische Regelung der Übergangs- 
fristen wird sich die Bundesregierung im Rahmen 
der EU-Osterweitemng einsetzen, um einerseits das 
Wohlstandsgefälle zwischen den EU-Ländern und 
den Beitrittsländern (Polen, Tschechien) für die Ar- 
beitnehmer, das Handwerk, kleine Service-Betriebe, 
die Landwirtschaft sowie für mittelständische Bau- 
betriebe abzufedern und andererseits dem Konkur- 
renzdruck aus den benachbarten Billiglohnländern 
standhalten zu können? 


27. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, bereits 
vor der Osterweiterung regional unterschiedliche 
Kontingente von Arbeitnehmern zuzulassen, die in 
Abstimmung zwischen Arbeitsverwaltung und den 
Kammern festgelegt werden? 


! ) siehe hierzu auch Frage 12 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


28. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die Frankfur- 
ter Staatsschutzabteilung heute Unterlagen, Akten 
über die militante Vergangenheit des Bundesminis- 
ters des Auswärtigen, Joseph Fischer, vermisst, die 
1985 von der damaligen rot-grünen hessischen Lan- 
desregierung angefordert und der Staatskanzlei aus- 
gehändigt wurden und seitdem verschollen sind (vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. Januar 
2001 )?*) 


29. Abgeordneter 

Norbert 

Geis 

(CDU/CSU) 


Liegen Bundesverfassungsschutzbehörden Erkennt- 
nisse über den Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, und seine militante Vergangenheit 
vor, und wenn ja, welche?**) 


30. Abgeordnete 
Elke 
Wülfing 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Erkenntnisse hat die Bundesre- 
gierung, dass (frühere) Minister/Ministerinnen der 
von Bundeskanzler Gerhard Schröder geführten 
Bundesregierung eine linksextremistische oder mili- 
tante Vergangenheit haben, und um welche Mitglie- 
der handelt es sich? 


31. Abgeordnete Seit wann hat die Bundesregierung diese Erkennt- 

Elke nisse, und was hat sie jeweils veranlasst? 

Wülfing 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass ihr Enga- 
gement zum Abbau von Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus auch von exponierten Personen der bun- 
desunmittelbaren Verwaltungen öffentlich deutlich 
gemacht werden sollte? 


33. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung, dass das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz laut einem Bericht des 
„Focus“ in seiner Ausgabe Nr. 50/2000 vom 
11. Dezember 2000 den SPD-Politiker Björn Eng- 
holm als Vorgang „Hecht“ unter der Registriernum- 
mer XV/1 28/71 an die Generalbundesanwaltschaft 
nach Karlsruhe gemeldet hat, obgleich sich ein sol- 


*) siehe hierzu auch Frage 22 
**) siehe hierzu auch Frage 37 
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ches „Hecht“-Dossier unter der genannten Regis- 
triernummer nicht in den sog. Rosenholz-Akten des 
CIA befinden soll, und ist es zutreffend, dass die Ge- 
neralbundesanwaltschaft gegen Björn Engholm, der 
als „IM Beethoven“ gearbeitet haben soll, erste Er- 
mittlungen wegen des Verdachtes auf Landesverrat 
aufgenommen hat? 


34. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


Welche Um- und Ausbaumaßnahmen wird die Bun- 
desregierung am Fort- und Ausbildungszentrum des 
Bundesgrenzschutzes in Eschwege im Haushaltsjahr 
2001 und in den Folgejahren der Finanzplanung in 
quantitativer und qualitativer Sicht vornehmen? 


35. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


Welche Absicht verfolgt die Bundesregierung mit 
ihrer Erklärung, am Standort Eschwege „nur begon- 
nene Baumaßnahmen abzuschließen oder zwingend 
notwendige Baumaßnahmen durchzuführen“ vor 
dem Hintergrund der Forderung des Bundesrech- 
nungshofs, den Standort Eschwege aufzugeben, und 
folgt die Bundesregierung damit dessen Aufforde- 
rung, am Standort Eschwege vorläufig keine weite- 
ren Baumaßnahmen durchzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


36. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
geistige Rädelsführer und Agitatoren, vergleichbar 
einem Schreibtischtäter, mindestens genauso krimi- 
nell sind, wie diejenigen, die daraufhin die Taten 
ausführen, also die kriminelle Energie gleich groß ist 
zwischen demjenigen, der zum Wurf von Molotow- 
cocktails anstiftet, und demjenigen, der die Brand- 
sätze dann wirft?*) 


37. Abgeordneter 

Norbert 

Geis 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Bundesan- 
waltschaft Kopien von Akten der Landespolizeibe- 
hörden Hessens über den Bundesminister des Aus- 
wärtigen, Joseph Fischer, und den Tatkomplex vom 
10. Mai 1976 oder anderer relevanter Vorkomm- 
nisse seiner Vergangenheit vorliegen?**) 


*) siehe hierzu auch Frage 19 
**) siehe hierzu auch Frage 29 
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38. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt 
am Main) 

(F.D.P.) 


Welcher Zeitplan besteht hinsichtlich des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens in Bezug auf die Reform 
des Urhebervertragsrechts, also wann ist mit ihrer 
ersten parlamentarischen Beratung zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


39. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu unter- 
nehmen, dass die heimische Gartenbaubranche 
durch die immens gestiegenen Heizölpreise - unter 
anderem infolge der Ökosteuer - derart in Bedräng- 
nis gerät, dass sie gegen die staatlich subventionierte 
holländische Konkurrenz, die etwa nur ein Drittel 
der deutschen Heizölpreise zahlen muss, auf Dauer 
nicht bestehen kann und deshalb schon jetzt viele 
mittelständische Gartenbaubetriebe ihr Sortiment 
verkleinern und mittelfristig womöglich ihren Be- 
trieb sogar ganz einstellen müssen? 


40. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Warum wurde in den amtlichen AfA-Tabellen (AfA: 
Absetzung für Abnutzung) die durchschnittliche 
Nutzungsdauer der Wirtschaftsgüter nicht um 
10 v. H., sondern um ca. 28 v. H. erhöht? 


41. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die 
prognostizierten rd. 3,5 Mrd. DM Mehrbelastung 
für die Wirtschaft auch bei einer Erhöhung der Nut- 
zungsdauern in den amtlichen AfA-Tabellen um 
28 v. H. nicht überschritten wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


42. Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um die 
existenzgefährdende Wettbewerbsbenachteiligung 
des deutschen Unterglasgartenbaus auf dem europä- 
ischen Binnenmarkt - aufgrund der Preisverzerrun- 
gen zahlen deutsche Gartenbaubetriebe das Dreifa- 
che für die gleiche Energiemenge - zu beseitigen? 
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43. Abgeordneter Wie definiert die Bundesregierung einen landwirt- 

Reinhard Freiherr schaftlichen Betrieb in Deutschland, der industriell 
von Schorlemer geführt wird? 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter Wie viele dieser Betriebe gibt es davon, nach Bun- 

Reinhard Freiherr desländern aufgeteilt, in Deutschland? 
von Schorlemer 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundeskanzler Gerhard Schröder bereit, 
sich persönlich für die Verlängerung der Zucker- 
marktordnung auf fünf Jahre im Sinne unserer be- 
troffenen Landwirte einzusetzen, nachdem laut 
Presse-Berichten (vgl. Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung vom 30. Dezember 2000) bekannt ist, dass der 
Bundesminister der Finanzen sowie auch der Bun- 
desminister für Wirtschaft und Technologie nur für 
eine zweijährige Verlängerung eintreten wollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


46. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(F.D.P.) 


Wie viel Geld wurde bzw. wird für die Sanierung 
der Stabsgebäude in Prizren investiert, und welche 
Investitionskosten müssten für feste Unterkünfte für 
kranke Soldaten aufgebracht werden? 


47. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F.D.P.) 


Welche über das allgemeine Maß hinausgehenden 
Gesundheitsrisiken (z. B. durch Munition, Infektio- 
nen, Stäube etc. hervorgerufen) bestehen für Bun- 
deswehrangehörige im Auslandseinsatz, und welche 
konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung zu 
deren Vermeidung getroffen? 


48. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F.D.P.) 


Wann kann die Öffentlichkeit mit einem Entschei- 
dungsstand hinsichtlich der Bundeswehr-Standorte 
rechnen, und wodurch stellt die Bundesregierung 
eine vorherige Beteiligung des Parlamentes sicher? 
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49. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung zum Schutz ihrer bis- 
her 60 000 Soldaten im Kosovo und in Bosnien und 
für die eingesetzten zivilen Kräfte, von denen auch 
viele aus dem Bundeswehrstandort Schleswig stam- 
men, sowie für die Zivilbevölkerung im Hinblick 
darauf unternommen, dass die USA während des 
Bosnienkrieges mit uranabgereicherter Munition die 
Zerstörung von Panzern praktiziert und damit alle 
Betroffenen einem erhöhten Krebsrisiko durch 
Strahlen ausgesetzt haben, was nach Angaben aus 
spanischen Regierungskreisen zu zwei Todesfällen 
und insgesamt sieben Krebserkrankungen nach dem 
Bosnieneinsatz geführt hat und nach Hinweis der 
italienischen Regierung dort zu sechs krebstoten Sol- 
daten, deren Ursache nach Auffassung einer Exper- 
tenkommission uranabgereicherte Munition sein 
soll, vor dem Hintergrund, dass vor dem Einsatz die- 
ser Munition Bundeskanzler Gerhard Schröder jetzt 
erst eindringlich warnt, die Bündnisgrünen jetzt ein 
Verbot von Uran-Munition fordern und die Vor- 
sitzende der Ethikkommission, die Abgeordnete 
Margot von Renesse, sogar die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses für notwendig hält, und 
was konnte die Bundesregierung nicht unternehmen, 
bedingt durch die Eigenständigkeit der US-Streit- 
kräfte? 
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